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Lohntransparenz und Equal Pay 
Am 6. Juni 2023 ist die europäische Entgelttransparenzrichtlinie (EU/2023/970) in Kraft 
getreten. Die Reglungen sind ab dem 6. Juni 2026 zu beachten. Durch die EU-
Richtlinie sollen die Lohndiskriminierung bekämpft und das geschlechtsspezifische 
Lohngefälle in der EU abgebaut werden. 
 
Die Neuregelungen bringen Handlungsbedarf für Unternehmen. Bereits vor dem Be-
werbungsgespräch sind Unternehmen künftig verpflichtet, Stellenbewerber in der Stel-
lenanzeige oder durch aktive Mitteilung über das Einstiegsgehalt beziehungsweise die 
Gehaltsspanne für die vorgesehene Stelle zu informieren. Unternehmen müssen zu-
dem Informationen bereitstellen, welche Kriterien für die Festlegung des Entgelts, der 
Entgelthöhe und der Entgeltentwicklung verwendet werden. Bei einem geschlechts-
spezifischen Lohngefälle von 5 % muss der Arbeitgeber Maßnahmen entwickeln, um 
diese Entgeltunterschiede zu beseitigen. 
 
Praxistipp: Was noch alles neu ist, erfahren Sie am 7. Juli 2025, 18.00 - 19.30 Uhr, 
in unserer Veranstaltung „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?“. Zur Anmeldung geht 
es hier.  
 
 

Die Chancenkarte - Was Arbeitgeber*innen wissen müssen 
Seit dem 1. Juni 2024 ist es für Personen aus Drittstaaten möglich, mithilfe der Chan-
cenkarte (§ 20a AufenthG) nach Deutschland einzureisen, um hier nach einem Ar-
beitsplatz zu suchen. Aber was bedeutet es für Unternehmen, wenn sie eine Bewer-
bung von einer Fachkraft erhalten, die sich bereits über eine Chancenkarte in Deutsch-
land aufhält? 
 
Die IHK-Organisation hat in einem Flyer die wichtigsten Fragen zur Chancenkarte aus 
Sicht von Unternehmen beantwortet. Dazu gehören Fragen zum Bewerbungsprozess, 
den Voraussetzungen für Arbeitgeber und den Wechsel des Aufenthaltstitels der Fach-
kraft. 
 
Der Flyer kann hier heruntergeladen werden. Weitere Informationen zu den verschie-
denen Möglichkeiten der Fachkräfteeinwanderung finden Sie hier: Flyer zur Fachkräf-
teeinwanderung und weitere Informationsmaterialien. 
 
Welche Voraussetzungen Fachkräfte erfüllen müssen, um eine Chancenkarte zu er-
halten und wie das dazugehörige Punktesystem funktioniert, erklärt das Portal Make it 
in Germany. 
 
 

Unverhältnismäßig lange Probezeit bei befristeten Arbeitsvertrag  
Die Vereinbarung einer Probezeit, die der Gesamtdauer des befristeten Arbeitsverhält-
nisses entspricht, ist in der Regel unverhältnismäßig. Das hat das BAG entschieden.  
 
Im entschiedenen Fall wurde der Arbeitnehmer befristet für 6 Monate eingestellt. Die 
Probezeit betrug ebenfalls 6 Monate. Der Arbeitgeber kündigte das Arbeitsverhältnis 
nach zwei Monaten. Der Arbeitnehmer sah die Kündigung als unwirksam an.  
 
  

https://www.saarland.ihk.de/p/Gleicher_Lohn_f%C3%BCr_gleiche_Arbeit-15-18808.html
https://www.unternehmen-berufsanerkennung.de/angebote/infomaterialien
https://www.make-it-in-germany.com/de/visum-aufenthalt/arten/chancenkarte-jobsuche
https://www.make-it-in-germany.com/de/visum-aufenthalt/arten/chancenkarte-jobsuche
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Zwar ist die Vereinbarung einer Probezeit von sechs Monaten in dem auf sechs Mo-
nate befristeten nicht verhältnismäßig. Trotzdem bestätigte das BAG die Wirksamkeit 
der Kündigung. Die unwirksame Probezeitvereinbarung lässt jedoch die im Arbeitsver-
trag geregelte Kündigungsmöglichkeit unberührt. Die Unwirksamkeit der Probezeitver-
einbarung führt lediglich dazu, dass der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis nicht mit der 
2-Wochen-Frist des § 622 Abs. 3 BGB beenden konnte. 
 
BAG, Urteil vom 5. Dezember 2024, 2 AZR 275/23 
 
 

Kein Antrag auf dauerhafte Teilzeit während Brückenteilzeit 
Während einer bestehenden Brückenteilzeit kann keine weitere Verringerung der Ar-
beitszeit beantragt werden. Das hat das LAG Hessen entschieden.  
 
Eine Arbeitnehmerin stellte einen Antrag auf Brückenteilzeit, also eine befristete Re-
duzierung ihrer Arbeitszeit, der vom Arbeitgeber genehmigt wurde. Während der Brü-
ckenteilzeit beantragte sie eine unbefristete Reduzierung der Arbeitszeit für die Zeit 
nach Beendigung der Brückenteilzeit. Das lehnte der Arbeitgeber ab.  
 
Das Gericht gab dem Arbeitgeber Recht. Nach § 9a Abs. 4 TzBfG kann der Arbeitneh-
mer während der Dauer der Brückenteilzeit keine weitere Verringerung (und auch 
keine Verlängerung) der Arbeitszeit verlangen. Eine erneute Verringerung der Arbeits-
zeit ist laut Gesetz frühestens ein Jahr nach der Rückkehr zur ursprünglichen Arbeits-
zeit möglich. Aus dem systematischen Zusammenhang der Regelung folgt, dass mit 
„keine weitere Verringerung der Arbeitszeit“ eine Verlängerung der Brückenteilzeit 
über die genehmigte Dauer hinaus ebenfalls ausgeschlossen sein soll. Der Arbeitneh-
mer soll also nach der Brückenteilzeit zunächst zu seiner ursprünglichen vertraglich 
vereinbarten Arbeitszeit zurückkehren, bevor er erneut ein Teilzeitverlangen stellen 
kann. Dies dient der Planungssicherheit des Arbeitgebers.  
 
LAG Hessen, Urteil vom 2. Dezember 2024, 16 GLa 821/24 
 
 

Beweiswert einer AU 
Für die Bewertung einer im Nicht-EU-Ausland ausgestellten Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung gelten die gleichen Grundsätze wie bei einer in Deutschland ausgestellten 
Bescheinigung. Das bedeutet: Der Beweiswert kann erschüttert sein, wenn die vorzu-
nehmenden Gesamtbetrachtung ernsthafte Zweifel am Beweiswert der Bescheinigung 
begründen.  
 
Der Kläger ist seit 2002 als Lagerarbeiter bei der Beklagten beschäftigt. In den Jahren 
2017, 2019 und 2020 legte er der Beklagten im direkten zeitlichen Zusammenhang mit 
seinem Urlaub Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vor. Er teilte seinem Arbeitgeber 
2022 kurz vor Urlaubsende mit, dass er krankgeschrieben sei und fügte das Attest 
eines tunesischen Arztes bei. Die Bescheinigung war auf Französisch und beschei-
nigte „schwere Ischialbeschwerden” im engen Lendenwirbelsäulenkanal. Weiter heißt 
es, der Kläger benötige 24 Tage strenge häusliche Ruhe und er dürfe sich während 
dieser Zeit nicht bewegen oder reisen. Einen Tag nach dem Arztbesuch buchte der 
Kläger ein Fährticket für den vorletzten Tag seiner Krankschreibung und reiste an die-
sem Tag mit seinem PKW zunächst mit der Fähre von Tunis nach Genua und dann 
weiter nach Deutschland zurück. In Deutschland ging er erneut zum Arzt und legte 
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eine Erstbescheinigung vor. Die Beklagte lehnte die Entgeltfortzahlung im Krankheits-
fall ab.  
 
Das BAG gab der Beklagten Recht. Das Gericht hat zwar bestätigt, dass einer Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung, die in einem Land außerhalb der Europäischen Union aus-
gestellt wurde, grundsätzlich der gleiche Beweiswert wie einer in Deutschland ausge-
stellten Bescheinigung zukommt, wenn sie erkennen lässt, dass der ausländische Arzt 
zwischen einer bloßen Erkrankung und einer mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen 
Krankheit unterschieden hat.  
 
Trotzdem lies die Bescheinigung Zweifel am Beweiswert zu. Zu berücksichtigen war 
insbesondere, dass der tunesische Arzt dem Kläger für 24 Tage Arbeitsunfähigkeit 
bescheinigte, ohne eine Wiedervorstellung anzuordnen. Weiter buchte der Kläger be-
reits einen Tag nach der attestierten Notwendigkeit häuslicher Ruhe und des Verbots, 
sich zu bewegen und zu reisen, ein Fährticket und trat die lange Rückreise nach 
Deutschland an. Zudem hatte er bereits in den Jahren 2017 bis 2020 dreimal unmittel-
bar nach seinem Urlaub Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vorgelegt. In einer Ge-
samtschau begründen sie indes ernsthafte Zweifel am Beweiswert der Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung. Das hat zur Folge, dass nunmehr der Kläger die volle Darlegungs- 
und Beweislast für das Bestehen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit als Voraus-
setzung für den Entgeltfortzahlungsanspruch trägt.  
 
BAG, Urteil vom 15. Januar 2025, 5 AZR 284/24  
 
Quelle: PM des BAG vom 15. Januar 2025 
 
  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/erschuetterung-des-beweiswerts-einer-im-nicht-eu-ausland-erstellten-arbeitsunfaehigkeitsbescheinigung/
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VERANSTALTUNGEN 
 
„Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht“ 
 

▪ Arbeitszeit: Was geht und was geht nicht? 
Dienstag, 13. Mai 2025, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 12. Mai 2025 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 

 
 

▪ Arbeitszeugnis: Wer schreibt, bleibt!? 
Dienstag, 10. Juni 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 6. Juni 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 
 
 

„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
Frank Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt 
Ihnen auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von 
Ansprüchen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die 
Sie als Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung 
abzuwenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, 
dass jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?“ 
Montag, 7. Juli 2025, 18.00 – 19.30 Uhr, IHK Saarland, Raum 1, Franz-Josef-
Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist ein zentrales Thema in der heuti-
gen Arbeitswelt. Die Richtlinie zur Stärkung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit (EU-Entgelttransparenzrichtlinie) bringt umfassende Änderungen 
mit sich, die Arbeitgeber unabhängig von der Unternehmensgröße betreffen. Insbe-
sondere Unternehmen ab 100 Mitarbeitenden werden umfangreiche Berichtspflichten 
erfüllen müssen. Die Umsetzung in nationales Recht ist bis Juni 2026 vorgesehen. 
 
In ihrem Vortrag werden Wolfgang Hardt, Partner bei Ernst & Young Law, und Dr. 
Henning Curti, Partner bei EY, Ihnen die wesentlichen Aspekte der EU-
Entgelttransparenzrichtlinie näherbringen. 
 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=C3AA41C435856DBD605D3BFC4BAA439D&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=18722
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Early_Bird_Arbeitszeugnis_Wer_schreibt,_bleibt_Webinar-15-18723.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
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Inhaltlich liegen die Schwerpunkte des Vortrages auf den folgenden Aspekten: 
 

• Vermittlung der Grundlagen der Entgelttransparenzrichtlinie und ihrer Anforde-
rungen an die Unternehmen (insbesondere Berichts- und Analysepflichten) 

• Strategien zur Umsetzung der Richtlinie im eigenen Unternehmen 

• Analyse des geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles und Maßnahmen zu des-
sen Schließung 

 
Nutzen Sie die Gelegenheit, sich über die Auswirkungen der Richtlinie zu informieren 
und ihr Unternehmen schon jetzt auf die neuen Vorgaben vorzubereiten. 
 
Anmeldungen bis 4. Juli 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
per Direktlink. 
 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Gleicher_Lohn_f%C3%BCr_gleiche_Arbeit-15-18808.html
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